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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Beteiligung von juristischen Personen des öffentlichen Rechts an 
einer Personengesellschaft 

Das Bundesministerium der Finanzen hat sein früheres Schreiben vom 8. Februar 
2016 zur Beteiligung von juristischen Personen des öffentlichen Rechts an einer 
Personengesellschaft neu gefasst. 

Hintergrund des aktuellen Schreibens sind die Urteile des BFH I R 52/13 vom 
25. März 2015 und I R 16/19 vom 18. Januar 2023: Der BFH hatte entschieden, 
dass die Beteiligung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts (jPöR) an 
einer Mitunternehmerschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG bei der 
jPöR zu einem Betrieb gewerblicher Art (BgA) führt. Das BMF nimmt hierzu 
nachfolgend wie folgt Stellung: 

Die Grundsätze der Urteile sind für die Veranlagungszeiträume bis 2008 
über den entschiedenen Einzelfall hinaus allgemein anzuwenden. 

Entsprechend dem Urteil I R 52/13 führt danach die Beteiligung an einer 
Mitunternehmerschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG bei der jPöR 
selbst dann zu einem BgA, wenn die Tätigkeit der Mitunternehmerschaft, würde 
sie von der jPöR unmittelbar selbst ausgeübt, bei ihr keinen BgA begründen 
würde. 

Gemäß dem Urteil I R 16/19 werden in Fällen, in denen die Personengesellschaft 
als Holdinggesellschaft fungiert und ertragsteuerrechtliche Organschaften mit 
Tochter-Kapitalgesellschaften begründet, durch die Tätigkeiten der 
Tochtergesellschaften keine weiteren BgA vermittelt. 

Rechtsauffassung ab 2009 

Zur Beteiligung einer jPöR an einer Personengesellschaft findet ab dem 
Veranlagungszeitraum 2009 das BMF-Schreiben vom 21. Juni 
2017 Anwendung.  

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 5. Mai 2025 (IV C 2 - S 2706/00056/014/035).  

https://www.vkw-online.eu/fileadmin/redaktion/Dokumente/Urteile/BMF/DokNr_17002041_BMF_2017-06-21-beteiligung-einer-juristischen-person-des-oeffentlichen-rechts-an-einer-personengesellschaft.pdf
https://www.vkw-online.eu/fileadmin/redaktion/Dokumente/Urteile/BMF/DokNr_17002041_BMF_2017-06-21-beteiligung-einer-juristischen-person-des-oeffentlichen-rechts-an-einer-personengesellschaft.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungssteuer/2025-05-05-beteiligung-jPoeR.pdf?__blob=publicationFile&v=3


3 

Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 8. Mai 2025 

 
 
Bereits aus dem Wortlaut des § 1 Abs. 5 Satz 1 AStG, wonach die 
Absätze 1, 3 und 4 über die "Berichtigung von Einkünften" 
entsprechend anzuwenden sind, folgt, dass es sich bei § 1 Abs. 5 
AStG um eine Einkünftekorrekturnorm und gerade nicht um eine 
eigenständige Regelung zur Betriebsstättengewinnermittlung 
handelt. Daher rechtfertigt § 1 Abs. 5 Satz 1 AStG i.V.m. § 32 
Abs. 1 Satz 2 BsGaV nicht, eine veranlassungsbezogene 
Gewinnermittlung einer unselbständigen Betriebsstätte im Rahmen 
der beschränkten Steuerpflicht einer ausländischen 
Kapitalgesellschaft ohne weitere Ermittlungen zu verwerfen und an 
ihre Stelle eine Gewinnermittlung auf Basis einer kostenorientierten 
Verrechnungspreismethode (sogenannte 
Kostenaufschlagmethode) zu setzen. 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 029/25. 
 
 
Die Gewinnermittlung nach der Tonnage für ein Folgejahr setzt 
voraus, dass in dem Folgejahr die in § 5a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes genannten zeitraumbezogenen 
Voraussetzungen gegeben sind und die Option zu dieser 
Gewinnermittlungsart im Erstjahr auf Grundlage eines 
bestehenden Wahlrechts ausgeübt wurde. Das Wahlrecht setzt 
unter anderem die Absicht voraus, das Handelsschiff langfristig zu 
betreiben. Der Prüfung der langfristigen Betriebsabsicht in einem 
Folgejahr steht nicht entgegen, dass der in einem 
bestandskräftigen Gewinnfeststellungsbescheid für das Erstjahr 
festgestellte Gewinn nach der Tonnage ermittelt wurde. 
  
Zum Urteil 
 
 
Die Steuerbefreiung nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 Buchst. b des 
Grunderwerbsteuergesetzes in der bis zum 28.12.2020 geltenden 
Fassung (a.F.) kann nicht in Anspruch genommen werden, wenn 
der Eigentumserwerb durch Zuteilung in einem 
Umlegungsverfahren einen Missbrauch rechtlicher 
Gestaltungsmöglichkeiten nach § 42 der Abgabenordnung 
darstellt. Ein Gestaltungsmissbrauch liegt vor, wenn das 
Umlegungsverfahren zweckwidrig dazu genutzt wird, einen reinen 
Rechtsträgerwechsel an einem Grundstück zu bewirken. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil I R 45/22: § 1 
Abs. 5 Satz 1 AStG als 
Einkünftekorrektur-
vorschrift 
 
 
 
 
 
 
 
18. Dezember 2024 
 

Urteil IV R 7/22: 
Voraussetzungen für 
die Gewinnermittlung 
nach der Tonnage für 
ein Folgejahr 
 
 
 
 
 

6. Februar 2025 
 

 

 Urteil II R 14/22: VGA: 
Gestaltungsmiss-
brauch bei einer 
Grundstücksüber-
tragung im 
Umlegungsverfahren 
 
 
 
 
 

11. Dezember 2024 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520121/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerfreistellung-durch-auslaendische-betriebsstaetten/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520116/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520132/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil V R 28/23: Zur allgemeinen Förderung des demokratischen 
Staatswesens durch Bereitstellung einer Online-Plattform für Anliegen 
Dritter 
12. Dezember 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 13/22: Umsatzsteuer bei der Verwaltung "unselbständiger 
Stiftungen" 
5. Dezember 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Steuerfreistellung durch ausländische Betriebsstätten 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in zwei Urteilen vom 18.12.2024 – I R 47/21 und I 
R 39/21 die Voraussetzungen konkretisiert, die im grenzüberschreitenden 
Sachverhalt im Anwendungsbereich eines Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung zu einer ausländischen Betriebsstätte führen. Aus einer 
solchen Betriebsstätte erzielt der Steuerpflichtige in der Regel Einkünfte, die im 
Inland steuerfrei sind und nur der ausländischen Besteuerung unterliegen. 
Sachverhalt 
Im Grundfall I R 47/21 hatte ein in Deutschland lebender Taxiunternehmer 
(Kläger) aufgrund seiner Mitgliedschaft in einer Schweizerischen Taxifunkzentrale 
Zugang zu deren Büroraum in der Schweiz. Dieser Raum war mit drei 
Arbeitsplätzen eingerichtet und stand insgesamt drei Taxiunternehmern zur 
Verfügung. Der Kläger nutzte den Büroraum (einschließlich eines abschließbaren 
Standcontainers) für geschäftsleitende Tätigkeiten sowie für die 
Personalverwaltung seiner angestellten Taxifahrer, die Vorbereitung der 
laufenden Buchführung, das Rechnungswesen, die Finanzkontrolle sowie die 
Kontrolle der Einhaltung behördlicher Auflagen. 
In dem Verfahren I R 39/21 ging es um die zeitlichen Voraussetzungen einer 
abkommensrechtlichen Betriebsstätte. 
Entscheidung des BFH 
Im Fall I R 47/21 bestätigte der BFH die Entscheidung des Finanzgerichts, die 
Einkünfte des Taxiunternehmers in Deutschland unter Progressionsvorbehalt 
steuerfrei zu stellen, da in der Schweiz die Voraussetzungen einer 
abkommensrechtlichen Betriebsstätte erfüllt seien. Hierfür sei die "Verwurzelung" 
des Unternehmens mit dem im Ausland belegenen Ort der Ausübung der 
unternehmerischen Tätigkeit maßgebend. Diese Verwurzelung folge aus einer 
Gesamtwürdigung der in Wechselwirkung zueinanderstehenden Merkmale der 
zeitlichen und örtlichen Festigkeit der Geschäftseinrichtung sowie der dauerhaften 
Verfügungsmacht des Unternehmens über diese Geschäftseinrichtung. Der 
persönliche Standcontainer sei insoweit ein Indiz für die dauerhafte 
Verfügungsmacht über die Geschäftseinrichtung (hier: den Büroraum). Darüber 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520123/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520122/
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hinaus seien in dem Büroraum nicht nur Hilfstätigkeiten ausgeübt worden. Die 
Haupttätigkeit eines Taxiunternehmers mit mehreren angestellten Taxifahrern 
erschöpfe sich nicht allein im Fahren von Taxis zum Zwecke der 
Personenbeförderung. Vielmehr gehörten hierzu auch die geschäftsleitenden und 
zentralen unternehmerisch-administrativen Tätigkeiten, die der Taxiunternehmer 
in dem Büroraum in der Schweiz ausgeübt habe. 
In dem Verfahren I R 39/21 hat der BFH sowohl für das Innehaben der 
Geschäftseinrichtung als auch für die unternehmerische Tätigkeit, die in der 
Geschäftseinrichtung ausgeübt wird, eine Mindestdauer von sechs Monaten 
festgelegt. Ein Unternehmen, das nur für weniger als sechs Monate existiere, 
rechtfertige selbst dann keine Ausnahme, wenn die Tätigkeit dieses 
Unternehmens vollständig in der ausländischen Geschäftseinrichtung ausgeübt 
worden sei. 
Fundstelle 
BFH, Urteile I R 47/21 und I R 39/21 vom 18. Dezember 2024 – veröffentlicht am 
2. Mai 2025. – Hierzu: BFH-Pressemitteilung Nr. 26/25. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Verrechnungspreisbestimmung bei sogenannten Parallelimporten 
In einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass mit Blick auf 
sogenannte Parallelimporte von (Original-)Arzneimitteln eine verdeckte 
Gewinnausschüttung bei der konzerneigenen (inländischen) Vertriebsgesellschaft 
zugunsten der (ausländischen) Konzernmuttergesellschaft vorliegen kann. 
Sachverhalt 
Die Klägerin, eine GmbH, ist einem international tätigen Pharmakonzern mit 
ausländischer Konzernmuttergesellschaft zugehörig. Für den Vertrieb der 
Originalprodukte des Konzerns in Deutschland war eine inländische (Konzern-
)Vertriebsgesellschaft (Tochtergesellschaft der Klägerin; 
körperschaftsteuerrechtliches Organschaftsverhältnis) zuständig. Aufgrund 
gesetzlicher Vorgaben sind inländische Apotheken verpflichtet, einen Teil der 
Waren von Parallelimporteuren im Ausland zu deutlich günstigeren Preisen zu 
beziehen (sog. Importförderklausel). Die damit verbundenen Vertriebserfolge der 
Konzernmutter wurden, obgleich sie mittelbar auf die Vertriebsaktivitäten der 
inländischen Vertriebsgesellschaft zurückzuführen sind, nicht separat vergütet. 
Daher nahm das Finanzamt eine verdeckte Gewinnausschüttung - vGA - 
(Kostenersparnis der Muttergesellschaft) an und erhöhte das Einkommen der 
Klägerin (Organträgerin). 
Das Finanzgericht war dagegen der Auffassung, dass die Voraussetzungen einer 
vGA nicht vorlägen; das Finanzamt habe nicht nachgewiesen, dass einem 
fremden Dritten, der ausschließlich Originalprodukte des Konzerns im Inland 
vertreiben würde, im Hinblick auf Parallelimporte eine höhere als der der 
konzernzugehörigen Vertriebsgesellschaft tatsächlich zustehenden Nettomarge 
eingeräumt worden wäre. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat die Vorentscheidung aufgehoben. Bei Parallelimporten von (Original-
)Arzneimitteln kann eine verdeckte Gewinnausschüttung durch eine verhinderte 
Vermögensmehrung bei der konzerneigenen inländischen Vertriebsgesellschaft 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510084/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520103/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerfreistellung-durch-auslaendische-betriebsstaetten/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/248740/tax-exemption-of-foreign-branch-income/


6 

zugunsten der ausländischen Konzernmuttergesellschaft (Höhe des 
Verrechnungspreises) nicht mit der Begründung ausgeschlossen werden, dass 
der Parallelimport nicht im eigentlichen Interesse der Konzernmutter liegt. Denn, 
so der Bundesfinanzhof in seinem aktuellen Urteil, die Vertriebsgesellschaft übe 
ihre Marketingaktivitäten im Interesse des Gesamtkonzerns aus, der wirtschaftlich 
auch von den Parallelimporten profitiert. 
Das Finanzgericht habe unberücksichtigt gelassen, so der BFH, dass die 
inländische Vertriebsgesellschaft ihre Marketingaktivitäten bezogen auf eine 
(nicht intendierte, aber auch nicht auszuschließende) Wirkung auf Parallelimporte 
unvermeidbar wirtschaftlich im Interesse des Gesamtkonzerns ausübe. Dies sei 
auch zu vergüten, da gerade die nach der Einschätzung des Finanzgerichts 
"fremdübliche Vergütung" der Außendienstmitarbeiter der inländischen 
Vertriebsgesellschaft nach dem inländischen Gesamtumsatz unter Einbeziehung 
der Umsätze aus den Parallelimporten in die Bemessungsgrundlage der 
Vergütungen nahelege, dass eine Weiterbelastung dieser Kosten fremdüblich 
wäre. Zur Frage, in welcher Höhe eine Aufwandsersparnis bei der Konzernmutter 
vorliegt, konnte der BFH jedoch noch nicht abschließend entscheiden. Dazu hat 
das Finanzgericht nun im zweiten Rechtsgang weitere Feststellungen zu treffen. 
Fundstelle 
BFH-Urteil vom 11. Dezember 2024 (I R 41/21) – veröffentlicht am 2. Mai 2025. – 
Hierzu: BFH-Pressemitteilung Nr. 27/25. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 

Business Meldungen 
 
Entscheidung der EU-Kommission zu Regionalbeihilfen für 
Erweiterungsinvestitionen und Kumulierbarkeit mit Mitteln aus dem EU-
Innovationsfonds 
 
Am 20. Juli 2023 hat die EU-Kommission über die Vereinbarkeit einer 
Regionalbeihilfe i.H.v. 89,5 Mio. € zugunsten der 3Sun S.r.l. (nachfolgend: 
3Sun)Show Footnote, einem Unternehmen der Enel-Gruppe, entschieden. Rund 
ein Jahr später wurde die Entscheidung veröffentlicht. Besonders interessant sind 
die Ausführungen zum Nachweis des materiellen Anreizeffektes auf Basis einer 
sog. Szenario-1-Entscheidung (siehe hierzu II.1.), zur Kombination mit Mitteln aus 
dem EU-Innovationsfonds (siehe hierzu II.2.) sowie zur Möglichkeit der 
Gewährung von Beihilfen für Erweiterungsvorhaben in A-Fördergebieten (siehe 
hierzu II.3.). 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/parallelimporte-von-original-arzneimitteln-koennen-zu-verdeckter-gewinnausschuettung-fuehren/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/248749/parallel-imports-of-original-medicinal-products-may-be-hidden-profit-distribution/
https://legal.pwc.de/de/news/fachbeitraege/entscheidung-der-eu-kommission-zu-regionalbeihilfen-fuer-erweiterungsinvestitionen-und-kumulierbarkeit-mit-mitteln-aus-dem-eu-innovationsfonds
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/248800/entscheidung-der-eu-kommission-zu-regionalbeihilfen-fuer-erweiterungsinvestitionen-und-kumulierbarkeit-mit-mitteln-aus-dem-eu-innovationsfonds/
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E-MAIL SENDEN 

 

P109C4T1TB7#y1

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Transfer Pricing Breakfast 
Hamburg, 21.05.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/TP-Breakfast
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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